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Das Format der Pensionskasse ist klar
Der Grosse Rat übernimmt die Reform der Pensionskasse des Staatspersonals vom Staatsrat wohl unverändert.
Die Debatte geht am Freitag weiter, der eigentliche Härtetest ist aber die Volksabstimmung im November.
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Die Linke brachte nicht genügend Stimmen zusammen, um Änderungen an der Pensionskassenreform vorzunehmen. Corinne Aeberhard
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Urs Haenni

GRANGES-PACCOT «Wir haben
mehr als 30 Varianten studiert.
Diese Lösung vereint am bes-
ten die Interessen aller»:
Staatsrat Georges Godel (CVP)
liess gestern vor dem Grossen
Rat keine Zweifel offen, dass
der vorliegende Vorsorgeplan
zur langfristigen Finanzierung
der Pensionskasse des Staats-
personals derjenige ist, der im
November dem Freiburger
Stimmvolk vorgelegt wird.

Der Grosse Rat machte bei
der gestrigen Debatte keine
Anstalten, daran zu rütteln.
Auch wenn die erste Lesung
des revidierten Gesetzes zur
Pensionskasse nicht beendet
wurde, so konnte sich das Par-
lament zu allen wesentlichen
Punkten wie Rentenalter, Ren-
teneinbussen oder Überbrü-
ckungsmassnahmen äussern.
Sämtliche der dazu eingereich-
ten Änderungsanträge wurden
mit klaren Mehrheiten verwor-
fen. Der zentrale Punkt - der
Wechsel vom Leistungs- zum
Beitragsprimat - wurde von
gar niemandem angefochten.

Der vom Staatsrat präsen-
tierte und von der Finanz- und
Geschäftsprüfungskommis-
sion kosmetisch angepasste
Gesetzesentwurf erfuhr in kei-
nem Punkt eine Änderung. Da-
ran dürften auch der Rest der
ersten und die zweite Lesung
am Freitag nichts ändern.

Private habens schwerer
Drei Gründe erwähnte Kom-

missionspräsident Claude Bro-
dard (FDP, Le Mouret), warum
es diese Rentenreform braucht:
Die Lebenserwartung steigt,
die Rendite aus den Anlagen
sinkt, und Weisungen des Bun-
des verlangten dies. Wenn die
Pensionskasse bis 2052 einen
Deckungsgrad von 80 Prozent
aufweisen muss, so ist das für

Brodard noch moderat: «Von
privaten Kassen verlangt der
Bund 100 Prozent.»

In seiner Präsentation rief
Brodard fünf Massnahmen in
Erinnerung, welche die Frei-
burger Pensionskassenreform
ausmachen: der Primatwech-
sel, einen Kompensationsbei-
trag des Kantons von 380 Mil-
lionen Franken, das Referenz-
alter von 64 Jahren, eine Zins-
erwartung von 2,5 Prozent, die
Erhöhung der Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerbeiträge um
je 1 Prozent sowie eine Lohn-
erhöhung von 0,25 Prozent. Mit
diesen Massnahmen soll die
Renteneinbusse von Versicher-
ten über 45 Jahre auf maximal
9,5 Prozent beschränkt sein.

«Der Entwurf ist die Frucht
einer mehrjährigen Arbeit», so
Brodard. Die Kommission habe
auch den Bericht zur Kenntnis
genommen, den der Personal-
verband VPOD in Auftrag gege-
ben hatte. «Der Prevanto-Be-
richt stellt die Arbeit und das
Projekt nicht infrage.» Er ent-
gegnete auch auf eine Behaup-
tung des VPOD: «Die Kommis-
sion hat nie, wie vom VPOD
dargestellt, abgrundtiefe Ren-
tenverluste prognostiziert.»

VPOD bearbeitete Grossräte
Der VPOD hatte in den letz-

ten Wochen die Grossratsmit-
glieder mit Hunderten von
Mails und mit Telefonanrufen
bearbeitet, damit diese das
Pensionskassenprojekt kippen;
das ging aus der gestrigen De-
batte hervor. Es war von «mas-
siver Belästigung» die Rede.
Am Dienstagabend hatten
rund 50 vom VPOD angeführte
Personen die Grossräte beim
Verlassen des Forums mit Pfif-
fen und Buhrufen begleitet.

Staatsrat Godel wies darauf
hin, dass dem Reformprojekt

eine ausgedehnte Vernehmlas-
sungsphase vorausgegangen
war und ihm auch drei von
vier Personalverbänden zuge-

stimmt hatten. Der Entwurf
sieht im Übrigen vor, dass der
VPOD einen der fünf Sitze der
Föderation der Staatsangestell-
ten im Pensionskassenvor-
stand übernehmen wird.

«Wir brauchen ein Projekt,
das möglichst viele überzeugt,
damit es im Herbst an der Urne
angenommen wird», sagte

«Plan B wäre
ein Schuss
in den
eigenen
Fuss.»
Christa Mutter
Grossrätin Grüne

Godel. «Wir wollen den Plan B
vermeiden.» Plan B würde die
Handlungsmöglichkeiten des
Kantons wesentlich einschrän-
ken; er müsste sich nach der
Aufsichtsbehörde des Bundes
richten, und insbesondere ge-
be es keine Kompensations-
zahlungen. Gemäss Stephane
Peiry (SVP, Freiburg) könnten
die Rentenverluste für die Ver-
sicherten dann auf 30 Prozent
ansteigen. Oder in den Worten
von Christa Mutter (Grüne,
Freiburg): «Es wäre ein Schuss

in den eigenen Fuss.» Sowohl
Peiry wie auch Nadine Gobet
(FDP, Bulle) stellten klar, dass
ihre Fraktionen keine Variante
unterstützen würde, in welcher
der Kanton mehr bezahlen
müsste. Peiry rechnete vor,
dass der Kanton mit der Kom-
pensationszahlung, der Lohn-
erhöhung und dem höheren
Arbeitgeberbeitrag total gar
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700 Millionen Franken inves-
tiert. Gobet fügte aber an, dass
auch der Anteil der Arbeitneh-
mer 700 Millionen Franken be-
trägt, so dass die Kosten paritä-
tisch verteilt seien.

Lange gewartet
Bruno Boschung (CVP, Wün-

newil) blickte auf die letzte Re-
form von 2015 zurück, die bei
Weitem nicht gereicht habe.
«Es brauchte eine viel tiefer ge-
hende Reform. Jetzt haben wir
ein Projekt, das auch Chancen
vor dem Volk hat. Eine gesunde
Pensionskasse ist immer at-
traktiv für Arbeitnehmer.»

Auch für Benoit Piller (SP,
Avry-sur-Matran) ist eine Re-
form überfällig. «Doch wer be-
zahlt das lange Warten?», frag-
te er. Der Staat hätte als Vorbild
vorangehen sollen, doch davon
sei dieser weit entfernt. Das
Parlament habe ja bereits einen
Minimallohn für das Staats-
personal verweigert. Die jetzi-
ge Reform müsse gerecht und
sozial sein, die Verluste für
kleine Einkommen minimie-
ren und die maximalen Ren-
tenverluste von 9,5 Prozent ga-

rantieren.
Mirjam Ballmer (Grüne, Frei-

burg) erachtete die Berechnung
des Modells als realistisch, sie
forderte aber einen Fonds für
Härtefälle. Ursula Krattinger
Jutzet (SP, Düdingen) verlangte,
das Projekt des Staatsrats nach-
zubessern: Einkommen unter
60 000 Franken müssten zu-
sätzlich abgefedert werden.
David Bonny (SP, Prez-vers-No-
raz) kritisierte, dass die Arbeit-
geberbeiträge mit dem Alter
steigen. Er wollte deshalb eine
Garantie, dass der Staat weiter-
hin Personen über 50 einstellt.
C&lric P&lard (La Broye c'est
vous, Aumont), störte sich dar-
an, dass die Gemeinden einen
grossen Anteil zahlen müssten,
aber kaum mitreden konnten.

Von linker wie von bürgerli-
cher Seite wurden Vergleiche
zwischen der kantonalen und
privaten Pensionskassen ange-
stellt. Staatsrat Godel sagte da-
zu: «Bei unserem Projekt sind
die Leistungen besser als bei
der Kasse des Bundes, der Post,
der SBB und der Kantone Bern
und Neuenburg.»


	FN25
	FN25

